
Landessozialgericht 8 rlin-Brandenburg 

Az.: L 7 KA 38/12 
Az.: S 22 KA 504'09 
Sozialgericht Berlin 

Im N men des Volkes 

Urteil 

1. Heinz-Helmut Dohmeier, 
Offenbacher Straße 1, 14197 B rlin 

2. Alexander Klutke, 
Breite Straße 65, 13597 Berlin 

3. Dr. Dietmar Palloks, 
Müllerstraße 153, 13353 Berlin 

verkündet am: 
17. Juni 2015 

Hocke 
Justizbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin 
der Geschaftsstelle 

- Kläger und Berufungskläger-
zu 1 bis 3 Prozessbevollmächtig er: 

Rechtsanwalt Hans-Joachim Da meier, 
Muckentaler Straße 4,74834 EI tal-Dallau 

gegen 

Vorstand der Kassenzahnärztli hen Vereinigung Berlin, 
bestehend aus Dr. Jörg-Peter H semann, Dr. Karl-Georg Poch hammer und 
Karsten Geist, 

Georg-Wilhelm-Straße 16, 1071 Berlin 
- Beklagte und Berufungsbeklagte -

hat der 7. Senat des Landessozialg richts Berlin-Brandenburg auf die mündliche Ver­
handlung vom 17. Juni 2015 durch en Vorsitzenden Richter am Landessozialgericht 
Laurisch, die Richter am Landessoz algericht Seifert und Hutschenreuther sowie die 
ehrenamtlichen Richter Müller-Reiche wallner und Dr. Gerstenberger für Recht erkannt: 

Die Berufung der Kläger geg n den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts 
Berlin vom 03. April 2012 wir zurückgewiesen. 

Die Kläger tragen auch die K sten des Berufungsverfahrens. 

Die Revision wird nicht zugel ssen. 
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atbestand 

Die Beteiligten streiten um Einsichlsr chle im Zusammenhang mit der RechnungsprO­

fung 2006. 

Die Kläger nehmen seit mehreren Ja ren an der vertragszahnärztlichen Versorgung in 

Berlin teil, sind Mitglieder der Kasse zahnärztlichen Vereinigung (KZV) und wurden in 

deren Vertreterversammlung vom 14. Februar 2005, der sie damals teilweise angehör­

ten, zu den (damals alleinigen) Mitg iedem des Rechnungsprüfungsausschusses ge­

wählt. In dieser Funktion sowie als M tglieder der Vertreterversammlung sehen sie sich 

in ihrer Arbeit im Zusammenhang mi der Prüfung des Jahresabschlusses 2006 durch 

den beklagten Vorstand der KZV beh ndert. In der Vertreterversammlung der KZV vom 

8. September 2008 wurde mehrheitli h beschlossen, das Thema "Behinderung der Ar­

beit des Rechnungsausschusses" an en Hauptausschuss zu verweisen. Die per E-Mail 

vom 30. September 2008 an ein Mit lied des Beklagten gerichtete Bitte des Klägers 

zu 1), den Klägern Einsicht in die K nten 5999 und 5998 zu gewähren, lehnte dieses 

Mitglied des Beklagten, sinngemäß nter Berufung auf Datenschutzaspekte, ab. In ei­

ner Stellungnahme des Beklagten v m 29. April 2009 werden diese Konten wie folgt 

beschrieben: 

"Es handelt sich nicht um individue le Honorarkonten. In der Finanzbuchhaltung müs­
sen die individuellen Honorare de Zahnärztekontokorrents parallel als Sammelkon­
ten der Honorarverteilung geführt erden. Die Konten 5998 und 5999 gehören zu ei­
ner großen Anzahl von Honorarve eilungskonten innerhalb der Kontenklasse ,5' im 
Kontenrahmen für KZVen. Wenngl ich die Buchungstexte in der Finanzbuchhaltung 
begrenzt sind, lassen sich überwie end Abrechnungsnummern oder Namen den ein­
zelnen Buchungen entnehmen." 

Am 15. Juni 2009 beschloss die Vert eterversammlung der KZV mehrheitlich, den Vor­

stand für das Rechnungsjahr 2006 zu entlasten. Am 29. Juni 2009 beschloss die Vertre­

terversammlung der KZV, zwei wei ere Mitglieder für den Rechnungsprüfungsaus­

schuss nachzuwählen. Seit Beginn d r laufenden Wahlperiode gehört keiner der Kläger 

mehr dem Rechnungsprüfungsaussc uss an. 
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Ihre am 15. Juni 2009 erhabene, auf Gewährung von .. Einsicht in die bei der KZV Berlin 

im Jahr 2006 geführten Kanten 599 und 5998" gerichtete Klage hat das Sozialgericht 

mit Gerichtsbescheid vom 3. April 2 12 abgewiesen und zur Begrlindung ausgeführt: 

Die Klage sei unzulässig, weil es den Klägern an der erforderlichen Möglichkeit der Ver­

letzung eigener oder organschaftiich r Rechte fehle. Ihnen stehe keine Rechtsposition 

zu, deren Durchsetzung im Klageve ahren auch nur möglich wäre. Die Kläger seien 

zwar beteiligtenfähig gemäß § 70 r. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) analog, weil sie 

aufgrund einer mehrheitlichen Willen bildung berechtigt seien, das Organ "Rechnungs­

prüfungsausschuss" und dessen or anschaftliche Rechte gerichtlich zu vertreten. Es 

handele sich um einen In-Sich-Proze s, bei dem der Vorstand der KZV als Organ selb­

ständig verklagt werden könne. Aller ings stlinden den Klägern, d.h. dern Organ Rech­

nungsprüfungsausschuss, weder na h den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen 

noch nach der Satzung der KZV ode der von ihrer Vertreterversammlung beschlosse­

nen Rechnungsprüfungsordnung ode der Verordnung über das Haushaltswesen in der 

Sozialversicherung (SVHV) eigenstä dige Rechte zu, die sie gegenüber anderen Orga­

nen oder Organteilen der KZV rechtlich durchzusetzen befugt wären. Das Gesetz räu­

me in § 79 Abs. 3 Satz 2 Sozialgese buch/Fünftes Buch (SGB V) entsprechende Kon­

trollrechte lediglich der Vertretervers mmlung ein. Diese Rechte habe die Satzung der 

KZV nicht dem - lediglich beratend "tigen und nicht mit originären Entscheidungsbe­

fugnissen ausgestatteten - Rechnu gsprüfungsausschuss als weisungsfreie Organ­

kompetenz zugewiesen. Die von der Vertreterversammlung der KZV am 15. Juni 2009 

beschlossene Rechnungsprlifungsor nung (RPO) schränke nicht anderweitig begrlin­

dete Rechte des Rechnungsprlifung ausschusses ein, sondern begründe diese erst­

mals. Die Geltendmachung vom Vor tand verweigerter Einsichtsrechte sei darin dem 

Hauptausschuss bzw. der Vertrete ersammlung zugewiesen. Im Übrigen sei ein 

ln-Sieh-Prozess immer dann ausges hlossen, wenn eine verwaltungsinterne Möglich­

keit zur Streitbeilegung - hierfür käm im vorliegenden Fall insbesondere die Vertreter­

versammlung in Betracht - bestehe. ie Kläger könnten ihre Einsichtsrechte auch nicht 

als Mitglieder der Vertreterversarnmlu 9 geltend machen, weil sie unter keinem denkba­

ren Gesichtspunkt berechtigt seien, fü diese aufzutreten. 

Gegen diesen ihnen am 10. April 20 2 zugestellten Gerichtsbescheid richtet sich die 

Berufung der Kläger vom 27. April 20 2, zu deren Begründung sie vortragen: Der Ge­

richtsbescheid hätte schon aus form lien Gründen niemals ergehen dürfen, weil die 
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Sache besondere rechtliche Schwieri keiten aufweise, was sich schon daraus ergebe, 

dass der Kammervorsitzende mehr al zwei Jahre für seine Entscheidung gebraucht, in 

dieser Zeit seine Rechtsansicht mehrfach gewechselt, zur Entscheidung des Rechts­

streits bereits eine mündliche Verha dlung anberaumt habe und der Gerichtsbescheid 

eine Unzahl von Verweisen auf Kom entare und Entscheidungen aus entlegenen und 

nicht einschlägigen Sachgebieten en halte. Die vom Sozialgericht vorgenommene Ge­

setzesauslegung des § 70 SGG sei erkwürdig, die weiteren Ausführungen zur aus­

nahmsweisen Zulässigkeit einer Orga klage bzw. deren Unzulässigkeit im vorliegenden 

Fall lägen neben der Sache. Nach er vom Sozialgericht vertretenen Rechtsansicht 

werde § 79 Abs. 38GB V ad absurd m geführt. Nachdem die Kläger im Rahmen ihrer 

Rechnungsprüfung des Jahres 2008 (gemeint wohl: 2006) den Vorstand im Frühjahr 

und Sommer 2008 mehrfach aufgefor ert hätten, ihnen Einsicht in die genannten Hono­

rarverteilungskonten zu gewähren, u d zunächst der Vorstand und danach die Vertre­

terversammlung, in der die Parteigän er des Vorstands die Mehrheit hätten, dieses mit 

allen nur denkbaren - auch offen ges tzwidrigen - Maßnahmen bis hin zur Verabschie­

dung einer Rechnungsprüfungsordnu g, die gegen § 79 SGB V verstoße, die Einsicht­

nahme in die Honorarverteilungskont n zu verhindern versucht hätten und nach wie vor 

verhinderten, sei es ein juristisches Unding, von ihnen zu verlangen, dass sie ihre 

Rechte über die Vertreterversammlu g geltend machen müssten. Dies stelle gewählte 

Rechnungsprüfer schlicht rechtlos. ie am 8. September 2009 von der Mehrheit der 

Vertreterversammlung beschlossene echnungsprüfungsordnung sei formell und inhalt­

lich rechtswidrig. Der mit der Einlad ng zur Vertreterversammlung versandten Tages­

ordnung sei nicht zu entnehmen ge sen, dass ein Beschluss über den Entwurf einer 

RPO gefasst werden solle. Sie versto e auch gegen § 79 SGB V. Wenn das Gesetz ein 

umfassendes Einsichts- und Prüfrec t gewähre, dürfe dieses nicht durch Regelungen 

beschränkt werden, die es in das Bel eben des Vorstandes oder eines anderen Organs 

der KZV den Hauptausschuss - sI IIten, zu bestimmen, welche Unterlagen die Mit­

glieder des Rechnungsprüfungsauss husses einsehen und prüfen dürften. Auch die am 

29. Juni 2009 erfolgte Nachwahl von zwei weiteren Rechnungsprüfern sei nicht rech­

tens gewesen. Das Einsichts- bzw. Prüfungsrecht dürfe von jedem einzelnen rechtmä­

ßig geWählten Mitglied des Rechnun sprüfungsausschusses wahrgenommen werden. 

Die Entlassung des Vorstandes va 7. September 2009 sei unwirksam, da die Ge­

schäftsunterlagen nicht hätten sargfäl ig geprüft werden können, wie sich schon aus der 

durch den Beklagten verweigerten K nteneinsicht ergebe. Die Entlassung könne sich 
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nur auf die der Vertreterversammlu 9 bekannten Umstände beziehen. Nach dem von 

der Berliner Senatsverwaltung für G sundheit und Soziales vorgelegten Bericht nach 

§ 274 SGB V über die Prüfung der K V Berlin für die Jahre 2011/12 habe der Beklagte 

dieser gegenOber erläutert, die sich uf den Konten 5998 und 5999 befindlichen Beträ­

ge dienten als Reserve, um Verpflieh ungen erfüllen zu können, ohne die aktuellen Ho­

norarzahlungen zu belasten. Dies h be wenig mit den früheren Bekundungen des Be­

klagten gemein. Die Aufgaben der körperschaftsintern gewählten Rechnungsprüfer 

ergäben sich für die Zeit bis zum Erl ss der RPO am 15. Juli 2009 aus § 7 der Satzung 

der KZV. Der Feststellungsantrag fin e seinen Grund darin, dass die Verweigerung der 

Einsicht für die Kläger fortdauernd d skriminierenden Charakter habe. Ihr Interesse an 

einer Rehabilitierung oder Genugtuu g ergebe sich aus dem grundrechtlichen Persön­

lichkeitsschutz durch Art. 2 Abs. 1 Gr ndgesetz (GG) i.v.m. Art. 1 Abs. 1 GG. 

Die Kläger beantragen, 

den Gerichtsbescheid des Sozi Igerichts Berlin vom 03. April 2012 aufzuheben 
und den Beklagten zu verurteile , ihm Einsicht in die bei der Kassenzahnärztli­
chen Vereinigung Berlin im Jah 2006 geführten Konten 5999 und 5998 zu ge­
währen, 

hilfsweise, 

festzustellen, dass die den Kläg rn als früheren Mitgliedern des früheren Rech­
nungsprüfungsausschusses nic t gewährte Einsichtnahme in die bei der Kas­
senzahnärztlichen Vereinigung erlin im Jahre 2006 geführten Konten 5999 
und 5998 rechtswidrig war. 

Der Beklagte beantragt, 

die Berufung zurückzuweisen. 

Er hält die angefochtene Entscheidun flir zutreffend. 

Wegen des Sach- und Streitstandes m Einzelnen sowie wegen des weiteren Vorbrin­

gens der Beteiligten wird auf die Geri htsakte sowie die beigezogene Verwaltungsakte, 

die Gegenstand der mündlichen Verh nd/ung war, verwiesen. 
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Entsc eidungsgründe 

Die zulässige Berufung ist unbegrün et. Im Ergebnis zu Recht hat das Sozialgericht die 

Klage abgewiesen. Die Kläger hab n gegen den Vorstand keinen Anspruch (mehr), 

Einsicht in die o.g. Konten zu erhalte . Auch der hilfsweise gestellte Feststellungsantrag 

bleibt ohne Erfolg. 

I. Es spricht schon vieles dafür, dass die Klage aus den vom 80zialgericht angeführten 

Gründen unzulässig ist. Dies kann de Senat jedoch offen lassen. 

11. Denn die Klage ist mit dem Haupta trag jedenfalls unbegründet. 

1. Zwar kann zugunsten der Kläger d von ausgegangen werden, dass der Vorstand als 

das die Einsicht verweigernde Organ er KZV auch der richtige Beklagte ist. 

2. Die einschlägigen Rechtsvorschrift n stützen das klägerische Begehren indes nicht. 

a) § 79 Abs. 38GB V lautet: 

(3) Die Vertreterversammlung hat i sbesondere 
1. die Satzung und sonstiges auto omes Recht zu beschließen, 
2. den Vorstand zu überwachen, 
3. alle Entscheidungen zu treffen, ie für die Körperschaft von grundsätzlicher Be­
deutung sind, 
4. den Haushaltsplan festzustellen, 
5. über die Entlastung des Vorst ndes wegen der Jahresrechnung zu beschlie­
ßen, 
6. die Körperschaft gegenüber de Vorstand und dessen Mitgliedern zu vertreten, 
7. über den Erwerb, die Veräußeru g oder die Belastung von Grundstücken sowie 
Ober die Errichtung von Gebäuden u beschließen. 
Sie kann sämtliche Geschäfts- und Verwaltungs unterlagen einsehen und prüfen. 

Danach ist ein RechnungsprOfungsa sschuss gesetzlich nicht vorgeschrieben, sodass 

sich aus dieser Vorschrift auch keine echte dieses Ausschusses ableiten lassen. 
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b) Im Übrigen verweist § 78 Abs. 3 atz 3 SGB V u.a. auf § 77 Abs. 1 ("Rechnungsle­

gung, Jahresabschluss und Entlastu g") und § 78 SGB IV. Nach § 77 Abs. 1 Satz 1 

8GB IV schließen die Versicherungst äger für jedes Kalenderjahr zur Rechnungslegung 

die Rechnungsbücher ab und stelle auf der Grundlage der Rechnungslegung eine 

Jahresrechnung auf. Nach § 78 SGB IV gilt: 

Die Bundesregierung wird ermäc tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates für die Sozialver icherungsträger mit Ausnahme der Bundesagen­
tur für Arbeit Grundsätze über di Aufstellung des Haushaltsplans, seine Ausfüh­
rung, die Rechnungsprüfung und die Entlastung sowie die Zahlung, die Buchfüh­
rung und die Rechnungslegung zu regeln. Die Regelung ist nach den Grundsätzen 
des für den Bund und die Länder el1enden Haushaltsrechts vorzunehmen; sie ha1 
die Besonderheiten der Sozialvers cherung und der einzelnen Versicherungszweige 
zu berücksichtigen. 

Auf dieser Grundlage sieht die Veror nung über das Haushaltswesen in der Sozialver­

sicherung (SVHV) u.a. vor: 

LS 

§ 26 Weite gelten von Vorschriften 

Soweit durch Gesetz oder in diese Verordnung nichts Abweichendes oder Gleich­
lautendes bestimmt ist, sind hinsic tlich der Zahlungen, BuchfOhrung, Rechnungs­
legung und internen Rechnungspr 'fung die für die einzelnen Versicherungsträger 
jeweils geltenden Verordnungen der allgemeinen Verwaltungsvorschriften über 
das Rechnungswesen anzuwende . 

§ 31 Inter e Rechnungsprüfung 

1Die Jahresrechnung ist durch d e für den Versicherungsträger eingerichteten 
Prüfstellen oder, wenn ständige Pr 'fstellen nicht vorhanden sind. durch einen vom 
Vorstand bestellten sachverständi en Prüfer zu prüfen. 2Über das Ergebnis der 
Prüfung ist ein Prüfbericht aufzust lien. 3Bei den in § 35a Abs. 1 des Vierten Bu­
ches Sozialgesetzbuch genannten Krankenkassen erfolgt die Bestellung des Prü­
fers nach Satz 1 durch den Verwalt ngsrat. 

1Der Vorstand hat die geprüfte J hresrechnung zusammen mit dem Prüfbericht 
und einer Stellungnahme zu den F ststellungen des Prüfberichts der Vertreterver­
sammlung zur Entlastung vorzuleg n. 2Soweit im Bereich der gesetzlichen Kran­
kenversicherung ein Verwaltungsra besteht, tritt dieser an die Stelle der Vertreter­
versammlung. 
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Auch insoweit sind weder ein Rechnungsp üfungsausschuss noch ihm unabhängig von 

der Vertreterversammlung zugewiesene R chte zwingend vorgesehen. 

c) Der Vorgabe aus § 81 Abs. 1 Satz 1 N . 6 SGB V, wonach die Satzung der K(Z)V 

insbesondere Bestimmungen über die jähr iche Prüfung der Betriebs- und Rechnungs­

prüfung und Abnahme der Jahresrechnung enthalten muss, hat die KZV durch § 7 Abs. 

2 ihrer Satzung entsprochen. Danach gilt u .. : 

Insbesondere gehört zu den Aufgaben d r W 
[ ... ] 
d) die Überwachung der Tätigkeit des V rstandes (§ 79 Abs. 3 Nr. 2 SGB V); 
e) die Wahl von weiteren Vertretern der assenzahnärztlichen Vereinigung Berlin 
für die W der Kassenzahnärztlichen Bu desvereinigung (§ 80 Abs. 1a SGB V); 
f) die Wahl von Mitgliedern zu den gese lichen vorgeschriebenen Ausschüssen; 
g) die Einsetzung von beratenden Aussc üssen für bestimmte Arbeitsgebiete. 
Ausschüsse in diesem Sinne sind z.8. 

aal der Hauptausschuss, 
bb) der Haushaltsausschuss, 
cc) der Rechnungsprüfungsausschus , 
dd) der Satzungsausschuss 
ee) der Fürsorgeausschuss; 

[ ... ] 
k) die Feststellung des Haushaltsplanes emäß § 79 Abs. 3 Nr. 4 SGB V; 
I) die Entgegennahme des Berichts üb r die Prüfung der Betriebs- und Rech­
nungsführung sowie die Entlastung des orstandes (§ 79 Abs. 3 Nr. 5 SGB V); 
[ ... ] 

Weitergehende Bestimmungen über die Befugnisse des (nur beratend wirkenden) 

Rechnungsprüfungsausschuss sieht auch ie Satzung nicht vor. 

d) Somit ist bereits keine Rechtsgrundlage afOr ersichtlich, wonach der Rechnungsprü­

fungsausschuss eigene, d.h. von der ihn einsetzenden Vertreterversammlung unab­

hängige Rechte hat, die er in einem Rech streit geltend machen könnte. Demnach ist 

auch die Qualifikation des Rechnungsprüf ngsausschusses als Organ äußerst zweifel­

haft. 

3. Darüber hinaus stehen den Klägern a s zweierlei Gründen keine Einsichtsrechte 

(mehr) zu. 
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a. Organschaftliche Rechte des Re hnungsprüfungsausschusses können dessen Mit­

glieder nur geltend machen, so lang sie diesem Gremium angehören. Mit dem Ende 

der Mitgliedschaft geht auch die Ber chtigung, aus ihr folgende Rechtspositionen gel­

tend zu machen, verloren. Insofern ibt es keine Abweichungen zur Situation anderer 

gewählter Mandatsträger (z.B. Mitgli der der Vertreterversammlung, eines Vereinsvor­

standes oder von Stadt- und Gemei deräten), die die mit dem Wahlamt verbundenen 

Rechte grundsätzlich nur während d r Mandatszeit ausOben und geltend machen kön­

nen. 

b. Unabhängig von der Mitgliedscha im RechnungsprOfungsausschuss können ein be­

stimmtes PrOfungsjahr betreffende E nsichtsrechte nach der Entlastung des Vorstands 

durch die Vertreterversammlung nic t mehr geltend machen. Die Tätigkeit des Rech­

nungsprüfungsausschusses dient na h der allgemeinen, aber auch der konkret erfolg­

ten Konstruktion nur dem Ziel, die ntscheidung der Vertreterversammlung über die 

Entlastung des Vorstands, quasi als eren Hilfsorgan, vorzubereiten. Hat die Vertreter­

versammlung insoweit eine positive, d.h. den Vorstand entlastende Entscheidung für 

ein bestimmtes Jahr getroffen, entfä 11 zugleich die Aufgabe des Rechnungsprüfungs­

ausschusses fOr dieses Jahr. Denn d e Rechnungsprüfung bildet - wie §§ 31, 32 SVHV 

unmittelbar belegen - ein Element d s Entlastungsverfahrens; ohne sie kann eine Ent­

lastung für das geprOfte Haushalts ahr nicht erfolgen (Borrmann, in: HaucklNoftz, 

SGB V. § 77 Rd. 12; Breitkreuz, in: nkler. Lehr- und Praxiskommentar - SGB IV, § 77 

Rd. 4; JurisPraxiskommentar-SGB rrheuerkauf, § 77 Rd. 14; Kreikebohm!Brandt, 

SGB IV, 2A, § 77 Rd. 9; Krauskopf! aier, Soziale Krankenversicherung - Pflegeversi­

cherung, 4A, § 77 SGB IV Rd. 5). it der Entlastung wird die Kontrolle des Jahres­

haushalts formell beendet und die Ha shaltswirtschaft des Vorstandes durch die Vertre­

terversammlung gebilligt (Krauskopf! aier, a.a.O.; Liebold/Zalewski, Kassenarztrecht, 

Loseblattwerk [Stand: Mai 2015), § 98GB V, C 79-17). In diesem Zusammenhang 

spielt es keine Rolle, ob die Vertret rversammlung der KZV die Entlastung hätte be­

schließen dürfen. Mängel des Entlas ungsbeschlusses können nicht diesem nachgela­

gert vom RechnungsprOfungsaussch ss oder seinen Mitgliedern in einem gegen den 

Vorstand gerichteten Verfahren gelte d gemacht werden, sondern nur nach den allge­

meinen Regeln für die Anfechtung vo BeschlUssen der Vertreterversammlung. 
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Abgesehen hiervon wäre es dem Re hnungsprüfungsausschuss wegen seiner Stellung 

als Hilfsorgan der Vertreterversamml ng auch verwehrt, Maßnahmen zu ergreifen oder 

(ihm ggf. zustehende eigene) Recht geltend zu machen, die Entscheidungen der ihn 

legitimierenden Vertreterversammlun entgegenliefen. 

111. Der Feststellungsantrag ist unzul ssig, weil den Klägern das insoweit erforderliche 

Feststellungsinteresse gemäß § 55 bs. 1 SGG fehlt. Nachdem die Kläger aus dem 

Rechnungsprüfungsausschuss ausg schieden sind, besteht keine Wiederholungsge­

fahr. Dass die Feststellung der Rech swidrigkeit als sozialrechtliche Vorfrage in einem 

Folgeprozess, z.B. um Ansprüche a s Amtshaftung, von Bedeutung ist, ist weder vor­

getragen noch anderweitig ersiehtli h. Ein Rehabilitationsinteresse lässt sich schon 

deshalb nicht bejahen, weil nicht erk nnbar ist, dass die Kläger einer diskriminierenden 

Behandlung ausgesetzt waren. Denn inweise darauf, dass der Beklagte einem anders 

besetzten Rechnungsprüfungsaussc uss die begehrte Einsicht gewährt hätte, sind 

nicht ersichtlich. Auch der Wunsch, ie eigene Rechtsauffassung bestätigt zu bekom­

men, begründet das erforderliche Fe tstellungsinteresse nicht (Landessozialgericht für 

das Land Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 24. Mai 2012 - L 9 SO 427/10 -, Rd. 77, ju­

ris). Die grundrecht/ich geschützte ersönlichkeit der Kläger ist durch die Ausübung 

eines zeitlich begrenzten, auf einen schmalen Aufgabenbereich beschränkten Amtes 

nicht tangiert. 

IV. Die Kostenentscheidung beruht a f § 197a Abs. 1 Satz 1 SGG LV.m. §§ 154 Abs. 1 

und 2 Verwaltungsgerichtsordnung ( wGO) und entspricht dem Ergebnis des Rechts­

streites. 

Die Revision wird nicht zugelassen, eil Gründe hierfür (§ 160 Abs. 2 SGG) nicht vor­

liegen. 
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Rechtsmittelbelehrung und rläuterungen zur Prozesskostenhilfe 

I. Rec tsmittelbelehrung 

Diese Entscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie 
nachträglich vom Bundessozialgeric t zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die 
Nichtzulassung der Revision durch d s Landessozialgericht mit der Beschwerde ange­
fochten werden. 

Die Beschwerde ist von einem bei d m Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbe­
vollmächtigten innerhalb eines Mon ts nach Zustellung der Entscheidung schriftlich 
oder in elektronischer Form beim B ndessozialgericht einzulegen, Sie muss bis zum 
Ablauf dieser Frist beim Bundessozi Igericht eingegangen sein und die angefochtene 
Entscheidung bezeichnen. 

Die Beschwerde in schriftlicher For ist zu richten an das Bundessozialgericht, Graf­
Bernadotle-Platz 5, 34119 Kassel b w. das Bundessozialgericht, 34114 Kassel (nur 
Brief und Postkarte). 

Die elektronische Form wird nur durc eine qualifiziert signierte Datei gewahrt, die nach 
den Maßgaben der 'Verordnung übe den elektronischen Rechtsverkehr beim Bundes­
sozialgericht" in das elektronische G richtspostfach des Bundessozialgerichts zu über­
mitteln ist. Über das Intemetportal d s Elektronischen Gerichts- und Verwaltungspost­
fachs (www.egvp.de) können weitere Informationen über die Rechtsgrundlagen, Bear­
beitungsvoraussetzungen und das V rfahren des elektronischen Rechtsverkehrs abge­
rufen werden. 

Als Prozessbevollmächtigte sind nur ugelassen: 
1. RechtsanWälte, 
2. Rechtslehrer an einer staatlic en oder staatlich anerkannten Hochschule eines 

Mitgliedstaates der Europäis hen Union, eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europ" ischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die 
Befähigung zum Richteramt b sitzt, 

3. selbständige Vereinigungen on Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspoliti­
scher Zwecksetzung für ihre itglieder, 

4, berufsständische Vereinigung n der Landwirtschaft für ihre Mitglieder, 
5. Gewerkschaften und Vereinig ngen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüs­

se solcher Verbände für ihre itglieder oder für andere Verbände oder Zusam­
menschlüsse mit vergleichbar r Ausrichtung und deren Mitglieder, 

6, Vereinigungen, deren satzun sgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Inte­
ressenvertretung, die Beratu g und Vertretung der Leistungsempfänger nach 
dem sozialen Entschädigung recht oder der behinderten Menschen wesentlich 
umfassen und die unter Ber' cksichtigung von Art und Umfang ihrer Tätigkeit 
sowie ihres Mitgliederkreises die Gewähr für eine sachkundige Prozessvertre­
tung bieten, für ihre Mitglieder 
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